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Fachkräfte gesucht! Jetzt sollen Zuwanderer in MV helfen

In derMV-Wirtschaft knirscht es gewaltig: Die Unternehmen suchen händeringend Fachkräfte. Ein Po-
litiker vom Fach schlägt Alarm – und zeigt eine Lösung auf.
Schwerin. Die Schere am Arbeitsmarkt geht weiter
auseinander, der viel zitierte Kampf um die Köpfe
wird härter: Während in den nächsten Jahren Ge-
burten starke Jahrgänge in den Ruhestand wech-
seln, starten aufgrund des demografischen Wan-
dels weniger Menschen in das Berufsleben. Die Kon-
sequenz: „Der Fachkräftemangel ist zum Arbeits-
kräftemangel geworden”, mahnt Hagen Reinhold,
FDP-Bundestagsabgeordneter aus Mecklenburg-
Vorpommern.

Der Liberale spricht aus eigener beruflicher Erfahrung
– als langjähriger Bauunternehmer kennt sich Rein-
hold nach eigenen Worten „an der Front” aus. „Wir
werden in Zukunft vor allem in den ostdeutschenBun-
desländern jeden brauchen, der arbeiten kann. Also
müssenwir genau schauen,werwasdrauf hat undwer
was mitbringt”, sagt der Sprecher der Landesgruppe-
Ost der FDP-Bundestagsfraktion.

Mittlerweile würden in vielen Betrieben bereits „Leute
mit einem Führerschein händeringend gebraucht”. In
Speditionen fehlten beispielsweise Kraftfahrer, in Pfle-
geberufen Transportfahrer. Das zeige, dass jede noch
so kleine Qualifikation hilfreich sein könne. „Wir wer-
den allerdings weit mehr Leute dafür brauchen, als
bisher in der Region leben”, weiß Reinhold und folgert:
„Ohne Einwanderung geht es also nicht. Das heißt:

Klare Regeln für Immigration in denArbeitsmarkt nach
einem Punktesystem, mit dem wir bei unterschiedli-
chen Kriterien sagen können, wen wir für welche Auf-
gaben brauchen.”

Dabei müssten nach Einschätzung des FDP-Mannes
alle Nationen in den Blick genommen werden. „Ich
kenne gerade in der Baubranche viele Beispiele, wo
dieAnerkennung für Leute, zumBeispiel ausderUkrai-
ne, jetzt noch scheitert – und dasmüssen wir ändern.”
Teil des Aufstiegsversprechen müsse es sein, alle die
wollten, deren Know-how benötigt werde und bei de-
nen der Integrationswille vorhanden sei, als Verstär-
kung zu gewinnen. Reinhold weiter: „Wenn wird dar-
aus in MV eine Erfolgsgeschichte machen, ist das Vor-
bild für die gesamte Republik.”

Im Wirtschaftsministerium in MV ist das Problemmitt-
lerweile erkannt worden – dort wird „mit Hochdruck
an einer Fachkräftestrategie” gearbeitet. Teil dieser
Strategie ist „auchdieGewinnung von Fachkräften aus
dem In- und Ausland sowie die Schaffung attrakti-
ver Arbeitsbedingungen im Land”, sagte Wirtschafts-
minister Meyer in dieser Woche. „Es geht darum, ge-
zielt Fachkräfte von außerhalb mit dringend benötig-
ten Kompetenzprofilen nicht nur vorübergehend für
unser Bundesland zu anzuwerben.”
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Philippsburg wehrt sich gegen Atommüll aus Frankreich und
will klagen

Ein Infoforum des baden-württembergischen Umweltministeriums beschäftigt sich am Mittwoch-
abend mit der Zwischenlagerung von Atom-Müll aus Frankreich in Philippsburg. Die Stadt Philipps-
burg will gegen die Zwischenlagerung klagen.

Bis zu fünf Castoren aus La Hague sollen in Philipps-
burg (Landkreis Karlsruhe) gelagert werden. Das Ma-
terial stammt aus deutschenKernkraftwerken und soll
später in einem Endlager sicher verwahrt werden. Bis
dieses gefunden ist, sollen die Castoren im Zwischen-
lager Philippsburg unterkommen. Die Genehmigung
dafür wurde im November erteilt und reicht bis ins
Jahr 2047. Deutschland hattemit Frankreich die Rück-
nahme des in deutschen Kernkraftwerken entstande-
nen Atommülls vereinbart.

Stadt Philippsburg will gegen Zwischenlagerung
klagen

Das Zwischenlager für hochradioaktive Abfälle sei nur
bis 2047 genehmigt, ein atomares Endlager komme
in Deutschland aber frühestens 2050, erklärte Stefan
Martus, Bürgermeister der Stadt Philippsburg, dem
SWR auf Anfrage. Erst am Dienstag hat der Gemeinde-
rat der Stadt in nicht öffentlicher Sitzung beschlossen,
gegen die Zwischenlagerung von radioaktivem Müll
aus Frankreich in Philippsburg rechtlich vorzugehen.

Bürgermeister Martus will jetzt gegen die im Novem-
ber erteilte Genehmigung zur Zwischenlagerung der
Castoren aus Frankreich auf dem Gelände des ehe-
maligen Kernkraftwerks klagen. Er erhofft sich jetzt
von der Infoveranstaltung des Umweltministeriums
genauere Informationen über die Menge und die ge-
naue Lieferzeit der Castoren.

Offiziell heißt es, das Infoforum ”Nukleare Sicherheit
und Strahlenschutz” habe das Ziel, interessierte Bür-

gerinnen und Bürger regelmäßig über aktuelle The-
men der Kernkraftwerke, des Strahlenschutzes und
der Entsorgung radioaktiver Abfälle zu informieren.
Damit setze das Umweltministerium seine transpa-
rente Informationspolitik zu Fragender Kernenergie in
Baden-Württemberg fort, heißt es aus dem Ministeri-
um. Das Infoforum ersetzt und erweitert die 2012 ein-
gerichteten Informationskommissionen an den Kern-
kraftwerksstandorten Philippsburg und Neckarwest-
heim (Kreis Heilbronn).

Interessierte Bürger können sich anmelden

Das zweite Infoforum soll das Thema ”Rücknahme
von Abfällen aus Frankreich” beleuchten. Wie ge-
nau soll der Transport und die Einlagerung von ra-
dioaktiven Abfällen aus La Hague in das baden-
württembergische Zwischenlager Philippsburg ablau-
fen? Welche Menge und welche Art von Abfällen wird
nach Baden-Württemberg transportiert?

Diese und weitere Fragen will das Umweltministe-
rium Baden-Württemberg beantworten. Umweltmi-
nisterin Thekla Walker (Grüne), die EnBW Kernkraft
GmbH, die BGZ Gesellschaft für Zwischenlagerung
und die zuständige Abteilung des Umweltministe-
riums informieren über den aktuellen Stand. Inter-
essierte Bürger können am Mittwochabend an der
Online-Veranstaltung teilnehmen.

”Die Stadt will diese Einlagerung nicht.” - Stefan
Martus, Bürgermeister von Philippsburg
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Bild: Das Zwischenlager für hochradioaktiven Müll in Philippsburg.
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Bild: Bis zu fünf Castoren sollen aus Frankreich nach Philippsburg transportiert werden.
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Jochen Bittner

Kernkraft for Future?

Gibt Deutschland aus ideologischenGründen die Chance aus der Hand, einen Atomreaktor zu
bauen, der sicher und billig CO₂-freie Energie erzeugen könnte? Ja, sagen seine Entwickler.
Keineswegs, entgegnet ein Kritiker: Die Ingenieure versprechen zu viel

JA. Unser Reaktor könnte Atommüll verbrennen

Es fällt mir und meinen Kollegen nicht leicht, aber wir
müssen uns mit diesem Text leider aus Deutschland
verabschieden. Wir tun es mit einiger Enttäuschung.
Die vergangenen zwölf Jahre haben wir hier in Ber-
lin damit verbracht, einen neuen Typ von Kernreak-
tor zu entwerfen, seine Funktionsweise durchzurech-
nen, sein Design in Computermodellen immer wieder
zu prüfen. Wir sind uns sicher, damit die Energieerzeu-
gungsform der Zukunft in den Händen zu halten: ei-
nen Reaktor, der Atommüll verbrennt und dabei auch
nocherheblich sicherer undeffizienter arbeitet als bis-
herige Kernkraftwerke. Er hätte, anders als die unse-
rer Meinung nach verfehlte Energiewende, das Zeug,
Deutschland zu einemCO2-neutralen Industrieland zu
machen.

Patentschutz für das technische Design haben wir, ein
Team aus promovierten Kernphysikern, Mathemati-
kern und Ingenieuren, zwar schon vor einigen Jahren
bekommen, auch in Deutschland. Bloß politische Un-
terstützung gab es nicht. Im Gegenteil, wir stießen im-
merwieder auf ideologischeBarrieren, bei dengroßen
Fraktionen im Bundestag genauso wie im Manage-
ment großer Stromkonzerne.

Deshalb habenwir vergangenes Jahr unseren Firmen-
sitz nach Kanada gelegt. Die dortige Regierung glaubt
an die Zukunft der Kernenergie, auch aus ökologi-
schen Gründen. Das hilft uns nicht nur dabei, Investo-
ren zu gewinnen, sondern öffnet uns die Möglichkeit,
einenPrototyp zubauen.Wennalles sogelingt,wiewir
glauben, werden wir in womöglich schon acht Jahren
einen Reaktor ans Netz geben können. Wir sind über-
zeugt davon, dass es ein technologischer Durchbruch
wäre.

Was macht unseren Dual-Fluid-Reaktor aus? Um es
so vereinfacht wie möglich zu erklären: In heuti-
gen Druckwasser-Atomkraftwerken wird fester Uran-

Brennstoff eingesetzt, um Kettenreaktionen in Gang
zu setzen. Neutronen treffen auf Atomkerne, was wie-
derum neue Neutronen freisetzt, was Wärme erzeugt,
wie in jedem Reaktor. Das Problem dabei: In den
Brennelementen werden pro Nutzungszyklus nur fünf
Prozent des Urans verbraucht. Der Rest landet irgend-
wann als Atommüll im Zwischenlager.

Unser Reaktor wird ganz anders funktionieren: Statt
Brennstäben wird in seinem Kern geschmolzenes
Uran verwendet, mit einer Temperatur von etwa 1000
Grad, während die Wärme über flüssiges Blei abge-
führt wird. Zwei Flüssigkeiten, daher »Dual Fluid«. Das
hat mehrere Vorteile: Weil sich die Neutronen in dem
flüssig-heißen Uran und Blei deutlich schneller und
mit mehr Energie bewegen, spalten sie fast alle Uran-
Atome auf. Als Brennstoff ist daher Spaltmaterial ge-
eignet, das in herkömmlichen Druckwasserreaktoren
nicht mehr verwendbar ist. Das bedeutet: Wir können
Atommüll als Brennstoff nutzen. Die Radiotoxizität der
Spaltprodukte, die am Ende übrig bleiben, baut sich
rasch ab und erreicht nach 300 Jahren das Niveau von
Natur-Uran.

Der zweite Vorteil besteht darin, dass sich die Ketten-
reaktion durch den flüssigen Zustand des Urans selbst
reguliert: Je heißer der Brennstoff wird, desto mehr
dehnt sich die Flüssigkeit aus – und damit der Raum
zwischen den Atomen; was wiederum zu einer Ver-
langsamung der Kettenreaktion führt. Die Reaktorleis-
tung passt sich damit ganz von selbst dem Strombe-
darf an. Eine Kernschmelze wie in Tschernobyl ist da-
durch ausgeschlossen.

DieGrundidee für diesenReaktortypus ist nicht einmal
neu. Schon in den Sechzigerjahren hatten Kerntech-
niker in den USA einen Salzschmelze-Reaktor gebaut,
der funktionierte. Leider traf Präsident Richard Nixon
dann eine, wie wir finden, historische Fehlentschei-
dung: Da das Projekt keinen militärischen Zusatznut-
zen barg, ließ er es wieder fallen. Letztlich blieb es
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bei den leidlich bewährten Druckwasserreaktorenmit
Brennstäben. Deswegen sind diese Reaktortypen lei-
der zum Standard geworden, auch in Deutschland.

Natürlich, wir brauchen jetzt die Erprobung, noch feh-
len Sicherheitsstudien. Wir müssen unseren Reaktor
bauen. In Deutschland geht das nicht, denn seit dem
Atomausstieg von 2011 heißt es hier für uns »Ede-
ka«, Ende der Karriere. Ingenieure bei Eon, RWE und
Siemens, in deren Büros wir das Reaktordesign vor-
gestellt haben, waren zwar beeindruckt. Aber in den
Management-Etagen trafen wir auf verkrustete Struk-
turen, in denen niemand mehr Interesse an Neuem
hat.

Mittlerweile ist die leider einzige Partei in Deutsch-
land, die unser Projekt unterstützenswert findet, die
AfD. Um es offen zu sagen: Ich selbst habe die AfD-
Fraktion im Bundestag bis Ende 2021 zu kerntechni-
schen Fragen beraten, auf Grundlage eines Mitarbei-
tervertrages. Andere Parteien sind ja schlicht nicht zu
einem Wiedereinstieg in die Kernenergie bereit. Die-
se Situation gefällt uns natürlich nicht, zumal wir kei-
ne politischen Aktivisten, sondern interessierte Wis-
senschaftler und Ingenieure sind, aber ohne das fak-
tische Berufsverbot, das uns in Deutschland auferlegt
ist, wäre diese Lage vermutlich nie entstanden. Aus
Sicht von uns Technikern sollte es niemanden überra-
schen, dass wir die nuklearpolitischen Positionen der
AfD teilen.

Die mittlerweile 75 Aktionäre und Investoren aus al-
ler Welt, die uns beim Bau des Reaktors unterstützen
wollen, tun das auch deswegen, weil sie die enormen
Sprünge sehen, die unsere Technologie für eine Re-
duktion von CO2-Emissionen bedeuten würde. Auch
das Nachbarland Polen interessiert sich für unser Re-
aktorkonzept. AmnationalenKernforschungszentrum
befassen sich mehrere Doktoranden damit.

Denn der dritte Vorteil unseres Reaktors ist der Ernte-
faktor. ErbeschreibtdasVerhältnisderEnergie, diedas
Kraftwerk abwirft, zu der Energiemenge, die man zum
Bau, Betrieb und Rückbau eines Kraftwerks braucht.
Der Erntefaktor unseres Reaktors wäre weitaus hö-
her als der aller anderen Energieerzeugungsformen
und sein Strom so billig, dass man damit große Men-
gen Wasserstoff und synthetische Kraftstoffe zu klei-
nen Preisen herstellen könnte. Der Umstieg auf emis-
sionsfreie Industrie und Mobilität und die Pariser Kli-
maziele wären mit ihm um ein Vielfaches günstiger
zu haben als mit der Energiewende, wie sie gerade in
Deutschland angegangen wird. Wir glauben übrigens
nicht, dass diese Wende funktionieren wird. Aber aus
irgendeinemGrund schmelzen die Deutschen vor die-
sem attraktiv erscheinenden Irrweg dahin.

Natürlich kann man uns entgegenhalten: Computer-
modelle sind schön und gut. Aber wer weiß, wie sich
dieMaterialien in einemReaktormit so hohen Tempe-
raturen verhalten. Ist das wirklich alles so sicher und
reibungslos, wie es im Rechner aussieht? Darauf ent-
gegnen wir: Ja, Erprobungmuss sein. Aber es ist doch
völlig verantwortungslos, es nicht zu probieren. In Ka-
nada finden wir diesen Can-do-Spirit. Dort heißt man
uns auf eine Weise willkommen, als habeman nur auf
uns gewartet.

In einigen Jahren werden wir wohl komplett nach Ka-
nada umgezogen sein, und das kann man uns wohl
nicht verdenken. Schade ist es trotzdem. Wir hätten
gerne geholfen, den deutschen Atommüll zu verbren-
nen. Nach unseren Berechnungen könnte er Strom für
mehr als hundert Jahre liefern, CO2-neutral.

NEIN. Die Sicherheitsrisiken bleiben

Der Vorwurf klingt so schön plausibel: Deutschland
versäumt die Chance auf einen inhärent sicheren
Kernreaktor, der nicht nur Atommüll verbrennt, son-
dern auchnoch konkurrenzlos billig Stromproduziert.
Und das alles CO2-frei. Ist es alles zu schön, um richtig
zu sein,wasGötzRuprechtda verspricht?Höchstwahr-
scheinlich. Kurz gesagt überzeugen seine Argumente
für den neuen Reaktortyp nicht, während seine politi-
sche Anklage drastisch ist.

Zunächst zum Technischen: Die grundlegende Idee
des Salzschmelzereaktors – also Uran nicht in fester
Form in Brennelementen von Wasser kühlen zu las-
sen, sondern es in flüssiger Form zu verwenden – ist in
der Tat nicht neu, da hat Ruprecht recht. Sie stammt
aus den 1950ern. Bereits ab 1960 wurde ein solches
Reaktorexperiment in den USA durchgeführt. Die Ent-
wickler des Dual-Fluid-Reaktors bieten also nun eine
Variation dieses Experiments an: Die Kühlung des ge-
schmolzenenUransalzes soll durch flüssigesBlei erfol-
gen, das in einem zweiten Kreislauf geführt wird.

Ruprecht argumentiert, der Reaktor sei wesentlich
sicherer als heutige Reaktoren, denn: Wird der Re-
aktor heißer, nimmt die Reaktorleistung ab. Dieses
Phänomen heißt negative Rückkopplung. Sie ist al-
lerdings eine elementare Sicherheitseigenschaft, die
schonheute alle Kernreaktorenweltweit erfüllenmüs-
sen, um die Reaktorleistung steuern zu können. So
war beim Unfall in Fukushima 2011 auch nicht diese
Steuerungdas Problem:Die Reaktorenwurden infolge
des Erdbebens sofort abgeschaltet. Das Problem ist:
In jedem Kernreaktor, auch in einem Flüssigsalzreak-
tor, entsteht nach der Abschaltung weiterhin Wärme
aus dem Zerfall der radioaktiven Spaltprodukte. Wird
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dieseNachzerfallswärmenicht abgeführt, verflüssigen
sich inder großenHitze irgendwanndieBrennelemen-
te und durchbrechen ihre Hüllen – die sogenannte
Kernschmelze.

Richtig ist natürlich, dass bereits geschmolzenes Uran
im Dual-Fluid-Reaktor nicht mehr schmelzen kann.
Bloß, was ist mit den Barrieren (Rohrleitungen, Wär-
metauscher), die die schon im normalen Betrieb 1000
GradheißeSalzschmelze undmit ihr großeMengenan
radioaktiven Stoffen im Reaktor einschließen? Natür-
lich können diese brechen. Passiert dies, wird die Ra-
dioaktivität indieUmwelt freigesetzt. DieBehauptung,
Unfälle mit Ausmaßen von Tschernobyl oder Fukushi-
ma seienmit demSalzschmelzereaktor nicht denkbar,
ist deshalb aus meiner Sicht völlig unbewiesen.

Sowohl die Uranschmelze als auch das flüssige Blei,
mit dem der Reaktor gekühlt werden soll, sind hoch-
korrosive Stoffe. Das heißt, sie greifen die Baustoffe
aggressiv an. Und das bei sehr hohen Betriebstem-
peraturen und intensiver radioaktiver Strahlung. Das
bedeutet extreme Anforderungen an die Beständig-
keit dieser Baustoffe. Schließlich müssen auch ande-
re Gefahren bedacht werden: Was passiert bei schwe-
ren Erdbeben? Könnten Terroristen die Anlage angrei-
fen? Oder könnten Staaten den Reaktor nutzen, um
sich Zugriff auf Plutonium für Kernwaffen zu verschaf-
fen? Womit wir beim nächsten Versprechen von Ru-
precht wären, dem nämlich, der Dual-Fluid-Reaktor
könne Atommüll als Brennstoff nutzen.

Ruprecht behauptet, in ihrem Reaktor würden, weil
schnelle Neutronen zum Einsatz kommen, auch fast
alle übrigen Uran-Atome, also das Uran-238, gespal-
ten. Das ist kernphysikalisch falsch. Uran-238 fängt
vor allem Neutronen ein, dabei entsteht Plutonium.
In Reaktoren mit schnellen Neutronen erfolgt die Plu-
toniumerzeugung umso effizienter. Dieses Plutonium
müsste dauerhaft im Brennstoffkreislauf geführt wer-
den. Daher würde auch ein Flüssigsalzreaktor eine
hochkomplexeWiederaufarbeitungdesBrennstoffsal-
zes erfordern, bei der unter anderem Uran und Pluto-
nium im Brennstoff verbleiben, die störenden Spalt-
produkte aber abgetrennt werden. Über die dafür er-
forderlichen Technologien, die heute nicht verfügbar
sind, schweigen sich die Entwickler genauso aus wie
zur Frage, ob damit die Gefahr eines Zugriffs auf das
Plutonium für Kernwaffen erhöht würde.

Selbst wenn diese Probleme gelöst werden könnten,
blieben amEndedie entstandenenSpaltprodukte. Sie
sind zumTeil äußerst langlebig. Ganzohnehochradio-
aktiven Abfall wird es also auchmit diesemReaktortyp
nicht gehen – das Endlagerproblem bliebe bestehen.

Extremunrealistisch erscheint schließlichdie Perspek-

tive, ein solcher Reaktor könne schon in acht Jahren
ansNetz gehen.Denndas,wovongeredetwird, ist kein
Reaktor. Es ist bislang nur ein Modell, mehr nicht. Der
Weg zu einem kommerziellen Reaktor ist noch weit:
Es müssen Materialien und Technologien entwickelt,
getestet und durch nukleare Aufsichtsbehörden ge-
prüftwerden. Dochbei der Bekämpfungder Erderwär-
mung geht es auch um Zeit. Bis »neue« Reaktorkon-
zepte realistischerweise zur weltweiten Stromversor-
gung beitragen können, werden noch Jahrzehnte ver-
gehen. Darauf können wir nicht warten, um eine kli-
maneutrale Energieversorgung zu installieren

Zur Frage der Kosten behauptet Ruprecht, dass der
Strom aus dem Dual-Fluid-Reaktor extrem billig wäre.
Die britische Regierung hat dem Nuklearkonzern EDF
für einen neuen Druckwasserreaktor gerade einen Ab-
nahmepreis von etwa elf Cent pro Kilowattstunde ga-
rantiert, für die nächsten 30 Jahre. Auch nach 70 Jah-
ren Entwicklung hat sich also an den hohen Kosten
der Kernenergie nichts geändert – sie hängen an der
Komplexität der Anlagen und dem notwendigen Si-
cherheitsniveau. Wäre das bei einem Flüssigsalzreak-
tor anders? Nachvollziehbare Argumente dafür liefert
Ruprecht nicht.

Und damit zum politischen Vorwurf der Entwickler.
Sie seien immer wieder auf ideologische Barrieren
gestoßen, sagt Ruprecht, auch im Management gro-
ßer Stromkonzerne. Sie hätten viel investiert, doch
faktisch verhänge die Bundesrepublik ein Berufsver-
bot. Nun sind die politischen Rahmenbedingungen in
der Bundesrepublik seit dem Jahr 2000 klar, als die
Bundesregierung mit den Energieversorgungsunter-
nehmenden Ausstieg aus der kommerziellenNutzung
der Kernenergie beschloss. Mit der Entwicklung des
Dual-Fluid-Reaktors haben Ruprecht und sein Team
erst zehn Jahre später begonnen. Am beschlossenen
Atomausstieg hat sich seit 2000 nichts geändert, auch
2010 mit der Verlängerung der Laufzeiten nicht, die
2011 ohnehin zurückgenommen wurde.

Nach einer jahrzehntelangen Debatte hat eine parla-
mentarische Mehrheit entschieden, dass die Risiken
der weiteren kommerziellen Nutzung der Kernener-
gie zu hoch sind. Nicht »Ideologie« auf den Bundes-
tagsfluren oder »verkrustete Strukturen« in Konzern-
büros sind die Ursache dafür, dass der Flüssigsalzre-
aktor nicht in Deutschland gebaut werden wird. Dass
die Erfinder sich inDeutschland in einer Sackgassebe-
finden, ist vielmehr das Resultat einer legitimen de-
mokratischenEntscheidung. Sicher,man kannder An-
sicht sein, dass technologische und finanzielle Risi-
ken inKauf genommenwerdenmüssen,wenndasZiel
lautet, der Klimakatastrophe entgegenzuwirken. Und
Deutschland investiert ja auch sehr viel, umdieses Ziel
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zuerreichen.DocheinePflicht zur Förderungeinesnu-
klearen Start-ups gibt es nicht. Ruprecht mag die ge-
sellschaftliche Risikobewertung beklagen, die hierzu-
lande gegenüber der Kernenergie herrscht. Sich aber
nach zwölf Jahren kerntechnischer Forschung unter
der klaren Randbedingung eines Atomausstiegs zum

Opfer einesBerufsverbots zu stilisieren zeugtdochvon
einer fragwürdigenSicht auf dieNatur demokratischer
Entscheidungen.

»Eine Demokratie, in der nicht gestritten wird, ist
keine.« (HELMUT SCHMIDT )
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